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lagen bei Einwirkung fremder hochfrequenter elektromagne­
tischer Schwingungen zu erhalten. Die АО regelt dazu ent­
sprechende Pflichten der Hersteller und der Betreiber von 
Funkempfangsantennenanlagen sowie von Hochfrequenz­
anlagen. Die Deutsche Post hat bei Funkstörungen während 
des Empfangs der Programme des Hör- und Fernseh-Rund- 
funks der DDR und bei den genehmigten Funkdiensten Maß­
nahmen zu deren Beseitigung durchzusetzen und kann dazu 
Auflagen erteilen. Die Leistungen der Deutschen Post für das 
Ermitteln von Funkstörungen sind gebührenfrei. Die Kosten 
für die Beseitigung der Funkstörung hat derjenige zu tragen, 
von dessen Anlagen die Störungen ausgehen: Die АО enthält 
im einzelnen die Kontrollbefugnisse der Deutschen Post zur 
Einhaltung der in der АО und in Auflagen festgelegten An­
forderungen.

Die für die Anordnungen zum Funkwesen zutreffenden 
Ordnungsstraftatbestände sind in § 35 des Gesetzes über das 
Post- und Fernmeldewesen geregelt.7

*

Der Gewährleistung von Atomsicherheit und Strahlenschutz 
dient die АО über die zentrale Erfassung und Endlagerung 
radioaktiver Abfälle vom 25. Februar 1986 (GBl. 1 Nr. 13
S. 182).8 Sie regelt die Beseitigung radioaktiver Stoffe, deren 
weitere Verwendung aus wissenschaftlichen, technischen und 
ökonomischen Gründen nicht möglich ist und die daher an 
bestimmten Orten unter Bedingungen verbleiben müssen, die 
sie von der Umwelt isolieren. Für radioaktive Abfälle, die 
Kernmaterial enthalten, gelten zusätzlich die Rechtsvorschrif­
ten über die Kontrolle von Kernmaterial und den physischen 
Schutz von Kernmaterial und -anlagen.9

Maßnahmen zur zentralen Erfassung und Endlagerung 
radioaktiver Abfälle sind von den Betrieben bereits bei der 
Planung, Vorbereitung und Durchführung von Investitionen 
und Prozessen zur Anwendung der Atomenergie zu berück­
sichtigen. Radioaktive Stoffe dürfen nur dann als radioaktive 
Abfälle zur zentralen Erfassung und Endlagerung übergeben 
werden, wenn sie unter Beachtung der volkswirtschaftlichen 
und rechtlichen Anforderungen keiner weiteren inner- oder 
überbetrieblichen Nutzung oder Nachnutzung als Sekundär­
rohstoffe zugeführt werden können. Das Aufkommen an ra­
dioaktiven Abfällen ist so gering wie möglich zu halten. Die 
Betriebe, in denen radioaktive Abfälle entstehen, haben die 
betriebliche Kontrolle über Aufkommen und Verbleib radio­
aktiver Abfälle zu gewährleisten.

Im Erlaubnisverfahren für die jeweilige Anwendung der 
Atomenergie wird auch die Beseitigung der radioaktiven Ab­
fälle geregelt. Die Betriebe haben die erforderlichen Anga­
ben und Nachweise zu erbringen.

Die Gewährleistung von Atomsicherheit und Strahlen­
schutz ist auch Grundlage der АО über die strahlenschutz­
medizinische Betreuung der Strahlenwerktätigen und des Be­
dienungspersonals — Strahlenschutzmedizinische Betreuungs- 
AO - vom 25. März 1986 (GBl. I Nr. 18 S. 273). Den Tauglich- 
keits- und Überwachungsuntersuchungen sowie der weiter­
führenden Dispensairebetreuung unterliegen Werktätige in 
Kernanlagen, an Strahleneinrichtungen und beim Verkehr 
mit radioaktiven Stoffen, im Bergbau und in anderen Betrie­
ben mit Exposition durch natürliche radioaktive Stoffe sowie 
Bedienungspersonal von Kemanlagen oder Strahleneinrich­
tungen. Die Zeitabstände der Untersuchungen liegen je nach 
Tätigkeit zwischen einem Jahr und vier Jahren.

Die Leiter der Betriebe sind für die Gewährleistung der 
medizinischen Betreuung ihrer Werktätigen verantwortlich. 
Sie fordern beim Direktor der Arbeitshygieneinspektion des 
Bezirks die Zuordnung eines Strahlenschutzarztes an und ge­
währleisten die Zusammenarbeit zwischen diesem und dem 
Strahlenschutzbeauftragten des Betriebes. Die Kosten für die 
strahlenschutzmedizinische Betreuung sind von den Gesund­
heitseinrichtungen im Rahmen ihrer Haushaltspläne zu tra­
gen. Der Betrieb hat den Werktätigen im Zusammenhang mit 
der Teilnahme an der strahlenschutzmedizinischen Betreuung 
Ausgleichszahlungen für die Dauer der erforderlichen Frei­
stellung gemäß § 183 Abs. 1 Buchst, а AGB zu gewähren.

*

In Verwirklichung des Gemeinsamen Beschlusses des Zen­
tralkomitees der SED, des Bundesvorstandes des FDGB und 
des Ministerrates der DDR zur weiteren Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Familien mit Kindern 
sowie zur Förderung junger Ehen vom 22. April 198610 * wur­
den drei wichtige sozialpolitische Rechtsvorschriften erlassen.

Nach der VO über die weitere Verbesserung der Arbeits­
und Lebensbedingungen der Familien mit Kindern vom 
24. April 1986 (GBl. I Nr. 15 S. 241) nebst 1. DB vom gleichen 
Tage (GBl. I Nr. 15 S. 246) wird nunmehr der Mutter bereits 
nach der Geburt des ersten Kindes bezahlte Freistellung von 
der Arbeit bis zum Ende des ersten Lebensjahres des Kindes

(sog. Babyjahr) gewährt. Bei der Geburt von Zwillingen wird 
die Mutter bis zum Ende des 2. und bei der Geburt von Drillin­
gen bis zum Ende des 3. Lebensjahres der Kinder bezahlt 
freigestellt.

Mit der bezahlten Freistellung verheirateter Mütter mit 
zwei Kindern zur Pflege erkrankter Kinder wird der im 
Jahre 1984 für Mütter mit drei und mehr Kindern begonnene 
und bewährte Weg fortgesetzt.11 Die Dauer der bezahlten 
Freistellung von maximal 6 Wochen im Jahr und die Höhe 
der Unterstützung entsprechen der bisher für alleinstehende 
Mütter mit zwei Kindern geltenden Regelung (§ 40 Abs. 2 
SVO).

Die bezahlte Freistellung von der Arbeit während des 
Babyjahres und zur Pflege erkrankter Kinder kann in be­
gründeten Fällen anstelle der Mutter auch vom Ehegatten 
oder einer Großmutter in Anspruch genommen werden.

Die VO über die besondere Unterstützung der Familien 
mit schwerstgeschädigten Kindern vom 24. April 1986 (GBl. I 
Nr. 15 S. 243) nebst 1. DB vom gleichen Tage (GBl. I Nr. 15 
S. 246) geht davon aus, daß die Betreuung und Erziehung 
schwerstgeschädigter Kinder mit außerordentlich hohen Be­
lastungen für die Familien verbunden ist. Das Ziel der Maß­
nahmen besteht darin, die Lebenslage dieser Familien spür­
bar zu erleichtern.

Mit der Herabsetzung der Altersgrenze vom 3. Lebensjahr 
auf das 1. Lebensjahr wird dem bereits in diesem Lebensalter 
des Kindes weit höheren Pflege- und Betreuungsaufwand 
Rechnung getragen. Mütter, die weniger als 40 Stunden, je­
doch mindestens 20 Stunden wöchentlich arbeiten, erhalten 
den erhöhten Grundurlaub und haben Anspruch auf einen 
Hausarbeitstag, wenn eine Vollbeschäftigung wegen der 
Pflege und Betreuung des schwerstgeschädigten Kindes nicht 
möglich ist.

Bei jeder Freistellung zur Pflege des schwerstgeschädig­
ten Kindes wird ohne zeitliche Begrenzung und ohne Anrech­
nung auf Zahlungsfristen eine Unterstützungszahlung gesi­
chert. In den Fällen, in denen ein Familienangehöriger zur 
Betreuung des Kindes seine Berufstätigkeit unterbrechen 
muß, da kein Platz in einer Einrichtung des Gesundheits- und 
Sozialwesens bzw. einer Vorschuleinrichtung der Volksbil­
dung zur Verfügung gestellt werden kann, wird monatlich 
eine Unterstützung von 200 M von der Sozialversicherung 
gezahlt.

Für blinde und schwerstkörpergeschädigte Kinder wird 
bereits ab Vollendung des 1. Lebensjahres ein volles Blinden­
geld oder Sonderpflegegeld gezahlt. Familien mit schwerstge­
schädigten Kindern ab Vollendung des 16. Lebensjahres, die 
kein Ausbildungs- oder Arbeitsrechtsverhältnis aufnehmen 
können, erhalten bis zum Beginn des Anspruchs auf Invali­
denrente durch die Sozialversicherung eine monatliche Unter­
stützung von 130 M.

Zur Förderung junger Ehen wurden mit der VO über die 
Gewährung von Krediten zu vergünstigten Bedingungen an 
junge Eheleute vom 24. April 1986 (GBl. I Nr. 15 S. 244) die 
Kredite von 5 000 M auf 7 000 M und die Altersgrenze für die 
Gewährung dieser Kredite von 26 auf 30 Jahre erhöht. Die 
bisherige Tilgungsfrist von 8 Jahren wurde auf 11 Jahre ver­
längert, wodurch die Belastung der Haushalte mit einer mo­
natlichen Rückzahlungsrate von 53 M gering bleibt. Innerhalb 
der Tilgungsfristen sind bei der Geburt des 1. Kindes 1 000 M, 
bei der Geburt des 2. Kindes 1 500 M Krediterlaß möglich. Bei 
der Geburt des 3. Kindes werden in jedem Falle — auch nach 
Ablauf der Tilgungsfristen — 2 500 M erlassen bzw. erstattet.

Großzügige Übergangsbestimmungen ermöglichen es jun­
gen Eheleuten, die bis zu 3 Jahren (bei Krediten zur Finan­
zierung von Wohnungsausstattungen) bzw. bis zu lV2 Jahren 
(bei Krediten für Genossenschaftsanteile oder Eigenheime) 
vor Inkrafttreten der VO die Ehe geschlossen haben, Kredite 
entsprechend den neuen Bedingungen zu erhalten.

*

7 Zu den Nachfolgeregelungen gehören weiterhin die АО über den 
Flugfunkdienst - FlugfunkAO - vom 28. Februar 1986, die АО über 
den Seefunkdienst - SeefunkAO — vom 28. Februar 1986 und die АО 
über feste Funkdienste für wissenschaftliche Zwecke vom 28. Fe­
bruar 1986 (GB1.-Sdr. Nr. 1267) sowie die АО über den Datenüber­
tragungsdienst - DatenübertragungsAO - vom 28. Februar 1986 und 
die АО über leltungsgebundene Fernmeldeanlagen für den nicht­
öffentlichen Fernmeldeverkehr und für das Überlassen von Über­
tragungswagen vom 28. Februar 1986 (GBl.-Sdr. Nr. 1268).

8 Zur VO über die Gewährleistung von Atomsicherheit und Strah- 
lensChutz vom 11. Oktober 1984 (GBl. I Nr. 30 S. 341), zu deren 
Durchführung diese АО erlassen wurde, vgl. die Gesetzgebungs­
übersicht in NJ 1985, Heft 2, S. 68.

9 Vgl. z. B. die АО über die Kontrolle von Kernmaterlal vom 5. Sep­
tember 1973 (GBl. I Nr. 43 S. 451) und die АО über den physischen 
Schutz von Kernmaterlal und Kernanlagen vom 7. April 1982 
(GBl. X Nr. 21 S. 410).

10 ND vom 24. April 1986, S. 1.
И Zur VO vom 24. Mai 1984 (GBl. I Nr. 16 S. 193) vgl. die Gesetz­

gebungsübersicht in NJ 1984, Heft 8, S. 321 f.


